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Die Nutzung kollaborativer Online-Plattformen
durch Parteien: „Top down“ oder „bottom up“?

Kurzfassung

Angesichts ihrer „Linkage“-Probleme suchen und testen Parteien neue Wege der
Kommunikation, zum Beispiel den Einsatz kollaborativer Online-Plattformen.
Durch die Verwendung solcher Internet-Tools können sich im Sinne der Mediali-
sierungsthese die Strukturen der Willensbildung und Entscheidungsfindung inner-
halb der Parteien verändern. Entweder kommt es mittels „top down“-Prozessen zu
einer Stärkung der Parteiführung oder in Form einer „bottom up“-Beteiligung zu
der Verlagerung von Macht auf die Ebene der Parteibasis. Die Analyse des Einsatzes
einer internetbasierten Beteiligungsplattform im Vorfeld des Parteitags der SPD im
Dezember 2011 zeigt zum einen, dass die Verwendung dieses Tools von der Par-
teiführung in Prozess und Ergebnisverarbeitung weitreichend kontrolliert und dabei
die „bottom up“-Funktionslogik dieser Plattform eingeschränkt wurde. Zum ande-
ren werden robuste Formateigenschaften des Tools sichtbar, welche die Instrumen-
talisierungsmöglichkeiten seitens der Parteiführung deutlich begrenzen. So ist mit-
telfristig damit zu rechnen, dass der Einsatz solcher Plattformen die innerparteili-
chen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse zugunsten von Mitgliedern, aber
vor allem auch von Personen, die einer Partei nahestehen ohne jedoch Mitglied zu
sein, verändern wird.
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Einleitung1

Die traditionelle Funktion von Parteien, als intermediäre Akteure zwischen der ge-
sellschaftlichen Basis und dem politisch-administrativen System zu wirken, steht,
folgt man aktuellen Diagnosen, vor einer krisenhaften Belastungsprobe: Trotz ihrer
starken Rolle im politischen Entscheidungssystem haben die gesellschaftliche Ver-
ankerung der Parteien sowie ihre Fähigkeit, als „Sprachrohre“ (Leibholz 1967: 76)
der Bürger zu fungieren, abgenommen (von Alemann 2010; Gehne/Spier 2010). Da
die Parteien als die zentralen Scharniere der liberalen parlamentarischen Demokra-
tie gelten, wäre eine „Krise der Parteiendemokratie“ zugleich auch eine substanzi-
elle „Krise politischer Repräsentation“ (Linden/Thaa 2011).

Zwar ist die Diagnose von einer Parteienkrise weder neu noch empirisch unum-
stritten (von Beyme 2000); der „decline of parties“-Diskurs findet bereits seit Jahr-
zehnten statt (Immerfall 1994). Ob überhaupt von einer „Krise“ im Sinne eines sich
abzeichnenden Systemwechsels die Rede sein kann, ist fraglich. Bislang hat sich
die bundesdeutsche Parteiendemokratie als vergleichsweise „krisenresistent“ er-
wiesen. Dennoch verweisen Indikatoren darauf, dass die Parteien vor erheblichen
Herausforderungen stehen, die nicht geringer geworden sind und die den Kern ihrer
intermediären Funktion in liberalen repräsentativen Demokratien berühren. Denn
Parteien müssen mit einem doppelten „Linkage“-Problem umgehen (Poguntke
2000), welches zum einen ihre Transmissionsfunktion zwischen gesellschaftlicher
Basis und politisch-administrativem System, zum anderen die innerparteiliche Wil-

1.

1 Für hilfreiche Anmerkungen danken wir den anonymen Gutachtern/-innen.
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lensbildung und Entscheidungsfindung betrifft. Die Vermittlungsprobleme zwi-
schen Bürgern und staatlichem Entscheidungssystem werden durch einen seit ge-
raumer Zeit greifenden Wandel der gesellschaftlichen Basis mitverursacht: Infolge
von Prozessen der Individualisierung und Milieuauflösung haben sich die Struktu-
ren der Gesellschaft ausdifferenziert und heterogenisiert (Gabriel/Falter/Rattinger
2005). Die Parteien sehen sich einem komplexeren Präferenzsystem sowie neuen
und vielschichtigen Kommunikationsansprüchen gegenüber (Weiß 2009).

Diese Entwicklungen berühren auch die internen Linkages der Parteien, die Be-
ziehungen zwischen Parteibasis und Parteieliten: Das traditionelle Konzept der
Mitgliederpartei steht infrage. Zum einen sind die Mitgliederzahlen in den Parteien
rückläufig – ein Trend, der sich in zahlreichen westlichen Demokratien abzeichnet
(van Biezen/Mair/Poguntke 2012). Zum anderen leidet die innerparteiliche Demo-
kratie unter einer geringen Beteiligungsbereitschaft der Mitglieder (Spier 2011).

Die Parteien haben in der Bevölkerung an Vertrauen und Zustimmung verloren;
dieses Phänomen erstreckt sich nicht nur auf die Regierungsparteien, sondern auch
auf die Oppositionsparteien (Wiesendahl 2012).2 In diesen Vertrauensproblemen
wird ein zentraler Grund gesehen, warum jüngst die Piratenpartei Wahlerfolge in
Deutschland hat einfahren können; die „Piraten“ sind von einem beachtlichen Anteil
der Wähler gewählt worden, nicht (nur) weil sie ein mobilisierendes Thema entdeckt
und besetzt haben, sondern vor allem, weil sie mit dem Nimbus einer „Antiparteien-
Partei“ aufwarten konnten.3

Zum alternativen Angebot der „Piraten“ gehört auch eine neue Art der Nutzung
von Medientechniken für die Organisation innerparteilicher Meinungsbildung (Vo-
gelmann 2012), welche neue Linkage-Strukturen zwischen Mitgliedern und Ent-
scheidungseliten konstituiert. Besondere Aufmerksamkeit hat dabei unter dem Ru-
brum „LiquidFeedback“ die Verwendung einer internetbasierten Beteiligungsplatt-
form gefunden, die eine kollaborative Mitwirkung der Mitglieder in der innerpar-
teilichen Willensbildung und Entscheidungsfindung ermöglicht (Bieber 2011 b;
Roleff 2012).

Ähnliche internetbasierte Beteiligungsplattformen sind in den vergangenen Jah-
ren in unterschiedlichen politischen Kontexten eingesetzt worden, beispielsweise
bei der Erstellung sogenannter „Bürgerhaushalte“ (Lübcke/Lührs 2008; Märker/
Wehner 2008). Im parlamentarischen Bereich macht die Enquete-Kommission „In-

2 Vergleiche zum Beispiel Statista GmbH, http://de.statista.com/statistik/daten/studie/153820/umfra
ge/allgemeines-vertrauen-in-die-parteien/ (Stand: 21.5.2012).

3 Vergleiche Analysen der Forschungsgruppe Wahlen 2012: Politbarometer April 2012 und Wahl-
analyse Nordrhein-Westfalen, www.forschungsgruppe.de/Aktuelles/Politbarometer/ bzw.
www.forschungsgruppe.de/Aktuelles/Wahl_NRW/ (Stand: 14.5.2012).
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ternet und digitale Gesellschaft“ von einer kollaborativen Online-Plattform Ge-
brauch.4 Und bei den Parteien ist es nicht nur die „Piraten“, sondern es sind auch
etablierte Parteien, bei denen der Einsatz solcher Instrumente praktiziert oder an-
gedacht wird.5

Im Folgenden steht die Frage im Mittelpunkt, unter welchen Voraussetzungen,
in welcher Form und mit welchen Konsequenzen solche Internet-Tools von Parteien
eingesetzt werden. Die Fragestellung wird eingebettet in die Debatte um den me-
dien- und technikbedingten Wandel von Parteien („party change“) und seine Kon-
sequenzen für die dargestellten Linkage-Probleme.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: In einem ersten Abschnitt wird skizziert, wie
Veränderungen des medialen Systems und von Medientechniken zu einem Wandel
der Parteien als Organisationen führen können. Am Ende der Darstellung der For-
schungsdebatte werden theoretisch und empirisch fundierte Erwartungen darüber
abgeleitet, welche Rolle internetbasierte Partizipationsverfahren in Parteien spielen
könnten und mit welchen Konsequenzen ihr Einsatz verbunden sein müsste. Als
empirisches Fallbeispiel wird die internetbasierte kollaborative Entwicklung eines
Antragskapitels für den Bundesparteitag der SPD im Dezember 2011 herangezogen
und in Form einer Fallstudie ausgewertet. Die Ergebnisse der Untersuchung werden
an die Debatte um den internet-bedingten „party change“ zurückgebunden. Sie sol-
len und können generelle Hinweise auf die Potenziale und Grenzen solcher Instru-
mente für die innerparteiliche Willensbildung und Entscheidungsfindung geben so-
wie eine Einschätzung darüber erlauben, ob und inwieweit Online-Kommunikation
zur Lösung der Linkage-Probleme beitragen kann.

4 Vergleiche Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“, www.enquetebeteiligung.de/
(Stand: 21.5.2012).

5 Vergleiche FDP: Chancen für morgen (www.fdp.de/Chancen-fuer-morgen/1053c11794i1p251/in-
dex.html), SPD-Bundestagsfraktion: Zukunftsdialog (www.zukunftsdialog.spdfraktion.de/), Die
Linke: Programmdebatte (www.dielinke.adhocracy.de/instance/dielinke) (alle Stand: 23.5.2012)
sowie FDP (Bayern): New Democracy (https://www.newdemocracy.de/?skin=fdp&member=1;
Stand: 6.8.2012).
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Theoretischer Rahmen und Forschungsstand: „Party Change“ durch „In-
ternetisierung“

Angesichts der Stabilität der Parteiendemokratie trotz immer wieder verkündeter
„Krisen“ hat sich die Parteienforschung auf den Prozess des Wandels von Parteien
konzentriert („party change“).6 Als „lernende“ Institutionen (Bandelow 1999) ha-
ben Parteien auf die Veränderungen ihrer Umwelt mit Veränderungen ihrer Struk-
turen reagiert (Wiesendahl 2010).

Als Resultat des „party change“ wird die Entstehung eines neuen Parteityps be-
obachtet: Aus den mitgliederbasierten (Volks-)Parteien seien „professionalisierte
Wählerparteien“ (von Beyme 2000), „moderne Kaderparteien“ (Koole 1996) oder
„Netzwerkparteien“ (Heidar/Saglie 2003) geworden. Gemeinsam ist diesen Typi-
sierungen die Unterstellung, dass die innerparteilichen Eliten durch ein professio-
nelles Management an Steuerungspotenzialen hinzugewonnen haben. In eine ähn-
liche Richtung argumentiert die Kartellparteithese (Katz/Mair 1995), die besagt,
dass sich die (etablierten) Parteien(-eliten) abspracheförmig miteinander verbunden
und gegen das Aufkommen neuer Parteien abgeschottet haben. In der „party chan-
ge“-Forschung ist überdies von der Etablierung von „Medienkommunikationspar-
teien“ (Jun 2004) die Rede: Die Parteieliten hätten mithilfe der Massenmedien ihre
Entscheidungsmacht ausgebaut und verwenden massenmediale Kanäle auch für die
parteiinterne Kommunikation, welche damit Funktionen der früheren Parteipresse
übernommen haben (von Alemann 1997).

„Party change“-Konzepte, die die organisatorische Professionalisierung in den
Mittelpunkt stellen, treffen sich in der Vermutung, dass die Parteimitglieder eine
nur noch nachgeordnete Rolle spielen; primäre Ziele von Parteien wie „vote see-
king“ und „office seeking“ (Müller/Strøm 1999) können unter Umgehung oder zu-
mindest Vernachlässigung der Mitglieder verfolgt werden. Die intermediären und
mobilisierenden Aufgaben der Parteibasis werden durch ein professionalisiertes
Kommunikationsmanagement der Parteiführung ersetzt oder zumindest ergänzt.
Infolge tendiert die Kommunikation mit den Mitgliedern für die Parteieliten zu einer
zweiten Ebene der Außenkommunikation zu werden: Mitglieder werden gleicher-
maßen wie die Nichtmitglieder über die Massenmedien angesprochen. Ob eine sol-
che Kommunikationsstrategie den „Abgesang der Mitgliederpartei“ einläutet, wird
kontrovers diskutiert; fest steht jedoch, dass sich die funktionale Rolle der Partei-
mitglieder im Wandel befindet.7

2.

6 Siehe hierzu etwa von Beyme 2000, Detterbeck 2002 oder Wiesendahl/Jun/Niedermayer 2009.
7 Vergleiche Jun 2009, Klein/Alemann/Spier 2011, Wiesendahl 2009 und Detterbeck 2005.
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Allein der Begriff der Medienkommunikationspartei macht deutlich, dass „party
change“ mit den Veränderungen im Mediensystem verbunden ist.8 Wie andere Um-
weltveränderungen wirkt auch der „Medienwandel“ (Schulz 2011) auf die Parteien
ein; diese passen sich an oder werden angepasst; jedenfalls verändern sie sich infolge
des Wandels der Medien – ein Mechanismus, den man mit dem Begriff der „Me-
dialisierung“9 fasst. „Medialisierung“ wird in der Kommunikations- und Politik-
wissenschaft als ein vielschichtiges analytisches Konzept diskutiert, sodass sowohl
im Hinblick auf die Bedeutung des Begriffs selbst als auch im Hinblick auf die
Reichweite der Medialisierung von Politik keine eindeutigen Annahmen und Be-
funde vorliegen (Donges 2005).10

Für die Parteien ist der Medienwandel Risiko und Chance zugleich. Zum einen
stellen Veränderungen der medialen Umwelt eine Herausforderung an die Vermitt-
lungsleistungen der Parteien dar. Zum anderen können die Parteien Medien nutzen,
um Machtpotenziale auszubauen oder wiederzugewinnen, indem sie neue Medien-
strukturen instrumentalisieren. Medialisierung reflektiert sich nicht nur in der
Außenkommunikation der Parteien, sondern schlägt sich auch in den parteiinternen
Prozessen der Politikvermittlung nieder (Donges 2008; Jun 2004), zum Beispiel in
der bereits erwähnten Verwendung von Massenmedien für die innerparteiliche
Kommunikation.

Ein substanzieller Teil des auf die Parteien wirkenden Medienwandels der ver-
gangenen Jahre stellen die Etablierung und Konsolidierung des Internet als Platt-
form für politische Kommunikation und Information dar (Emmer/Vowe/Wolling
2011). Empirische Untersuchungen machen eine generelle Bereitschaft bei den
Parteieliten aus, neue Informations- und Kommunikationstechnologien für ihr nach
innen und außen gerichtetes Kommunikationsmanagement zu nutzen (Bieber 1999;
Gibson/Nixon/Ward 2003).

Welche Implikationen die „Internetisierung“ der Politik (Sarcinelli/Wissel 1996)
auf die interne Organisation von Parteien hat, ist dabei kontrovers diskutiert worden:
Zum einen stand bereits frühzeitig die Hoffnung im Raum, Internet-Kommunikation
erlaube aufgrund ihrer reziproken und teilnahmeoffenen Strukturen, Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse partizipativ auszuweiten („bottom up“) und die

8 So werden beispielsweise als Entstehungsbedingungen des Typs „Medienkommunikationspartei“
neben Veränderungen der politischen und gesellschaftlichen Kontextbedingungen von Parteien
explizit Veränderungen der medialen Umwelt angesehen (Jun 2009).

9 Vergleiche Mazzoleni/Schulz 1999, Donges 2008 sowie Schulz 2011.
10 Eine systematische Auseinandersetzung und Einordnung des Begriffs liefern Donges 2008 und

Schade 2004. Medialisierung sollte, so schlägt es Schade (2004) vor, von Medialisierungsfolgen,
Medialisierungslogik und Medialisierungsstrategie unterschieden werden.

Katharina Hanel und Stefan Marschall

10

https://doi.org/10.5771/1430-6387-2012-1-5
Generiert durch IP '3.145.40.119', am 30.08.2024, 18:54:52.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/1430-6387-2012-1-5


Mitglieder von Parteien, aber auch Nichtmitglieder einzubeziehen (im Weiteren:
„Partizipationsthese“, vergleiche Meckel 2008, Leggewie/Bieber 2004).

Dem stand und steht die skeptische Erwartung gegenüber, die vorherrschenden
„top down“-Strukturen innerhalb der Parteien würden durch das Internet nicht auf-
gehoben, sondern verstärkt, weil die Parteieliten die neuen Kommunikations- und
Informationstechnologien strategisch nutzten, um sich zusätzliche Steuerungsvor-
teile zu verschaffen (im Weiteren: „Instrumentalisierungsthese“, vergleiche Sarci-
nelli 2011, Wiesendahl 2002).

Diese Debatte ist durch das Aufkommen des Web 2.0 wiederbelebt worden –
diesmal deutlich zugunsten der „Partizipationsthese“, da sich das „Social Web“ ge-
rade durch seine vernetzten und antihierarchisch-egalitären Eigenschaften aus-
zeichnet (Busemann/Gscheidle 2011), also eine „bottom up“-Öffnung von Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozessen technisch erleichtern könnte (Bieber
2011 b).

Mittlerweile sind pauschale, auf das Internet als „Medium“ gerichtete Erwartun-
gen einer differenzierteren Sichtweise gewichen. In der Kommunikations- und Me-
dienwissenschaft wird das Internet nicht (mehr) als monolithisches Medium be-
griffen, sondern als eine Vielzahl unterschiedlicher „Medien zweiter Ordnung“
konzeptualisiert, die auf einer gemeinsamen technischen Basis, einem „Medium
erster Ordnung“, angesiedelt sind und sich in ihren kommunikativen Merkmalen
erheblich unterscheiden (Beck 2010). Folgt man einem solch differenzierten Ansatz,
können die Erwartungen an „das Internet“ und seine Effekte auf politische Akteure
und Prozesse nur „toolspezifisch“ formuliert und untersucht werden.

Dieser Ansatz greift mutatis mutandis auch für das Web 2.0. Beim „Social Web“
handelt es sich um einen Sammelbegriff für höchst unterschiedliche Anwendungen
(Ebersbach/Glaser/Heigl 2011), die jede für sich in ihrer Auswirkung auf politische
Prozesse und politische Akteure, zum Beispiel die Parteien, analysiert werden soll-
ten.

Zu den Web 2.0-Tools, die in jüngster Zeit Einsatz gefunden haben und mittler-
weile auch von den Parteien eingesetzt worden sind, werden auch die kollaborativen
Plattformen gezählt, die auf dem Wiki-Prinzip und der Wiki-Technik beruhen
(Schmidt 2011). Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie den Nutzern die techni-
sche Grundlage geben, Texte und Dokumente zu entwickeln, zu kommentieren und
zu ändern. Aufgrund ihrer Formatstrukturen bieten diese interaktiven Beteiligungs-
plattformen die Möglichkeit, viele Personen gleichzeitig, gleichberechtigt, sachbe-
zogen und transparent an der Formulierung, Diskussion und Verabschiedung von
Texten teilnehmen zu lassen (Ebersbach/Glaser/Heigl 2011).
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In jüngster Zeit sind Software-Varianten wie „LiquidFeedback“ oder „Adhocra-
cy“ diskutiert und angewendet worden,11 die Funktionen der gemeinsamen Text-
bearbeitung durch Abstimmungsmechanismen ergänzen.12 So beschreiben bei-
spielsweise die Entwickler von Adhocracy ihre Software wie folgt: „Adhocracy is
a policy drafting tool for distributed groups. It allows members of organizations or
the public to compose or vote documents that represent the policy of the group”.13

Adhocracy ermöglicht also das gemeinsame Er- und Bearbeiten von Texten sowie
die Herbeiführung von Meinungsbildern und Präferenzabstimmungen innerhalb ei-
ner Gruppe.

Die Wahlerfolge der Piratenpartei haben ein Schlaglicht auf die Nutzung solcher
Plattformen durch Parteien geworfen, da die „Piraten“ wie bereits erwähnt für einen
Großteil der internen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse (z. B. für die
Erstellung von programmatischen Texten) auf das Web 2.0 zurückgreifen (Bieber
2012; Lewitzki 2011). Ihre Erfolge werden nicht zuletzt auch dieser neuen partei-
internen, partizipativ ausgerichteten Kommunikationstechnik zugeschrieben (Nie-
dermayer 2010).

Während die Piratenpartei mit der Nutzung von internetbasierten Beteiligungs-
instrumenten „groß geworden“ ist, würde die Verwendung solcher Tools für eta-
blierte Parteien mit Änderungen ihrer bestehenden Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesse einhergehen. Deswegen ist im Sinne der Medialisierungsthese der
Einsatz von kollaborativen Plattformen in einer etablierten Partei heuristisch be-
sonders aufschlussreich, weil es dort gegebenenfalls möglich ist, Art und Ausmaß
solch medieninduzierter Veränderungen in den Strukturen und Ergebnissen der
Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse zu beobachten.

11 Die Plattformsoftware „Adhocracy“ ist unter anderem für die Beteiligung von Bürgern in der bereits
angesprochenen Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ des Bundestages, für
das SPD „Projekt Zukunft“ sowie für eine elektronische Programmdebatte der Partei Die Linke
verwendet worden.

12 Innerhalb der Piratenpartei sowie aus Sicht der Entwickler der beiden angesprochenen Software-
Varianten, Liquid Democracy e. V. („Adhocracy“) und Interaktive Demokratie e. V. („Liquid-
Feedback“), werden die Plattformen als praktische Umsetzung einer sogenannten „Liquid Demo-
cracy“ konzipiert, einem (noch unfertigen) Konzept, das die Vorteile direkter und repräsentativer
Demokratiemodelle verbinden soll. Siehe Liquid Democracy e. V., http://liqd.net/schwerpunkte/
theoretische-grundlagen/, und Interaktive Demokratie e. V., http://liquidfeedback.org/lqfb/lqfb-de/
(Stand: 6.8.2012).
Die Unterschiede zwischen den theoretischen Konzepten der beiden Vereine, die sich zum Teil
auch in der Software niederschlagen, können an dieser Stelle nicht weiter diskutiert werden. Siehe
dazu u. a.: Interaktive Demokratie e. V., http://liquidfeedback.org/2011/08/17/5-jahre-liquid-dem
ocracy-in-deutschland/ (Stand: 6.8.2012).

13 Adhocracy Wiki, www.trac.adhocracy.de (Stand: 21.5.2012).
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Welche konkreten Erwartungen lassen sich an den Einsatz einer kollaborativen
Online-Plattform durch eine etablierte Partei formulieren? Darüber, ob und in wel-
cher Form solche Plattformen eingesetzt werden, können die Parteien selbst ent-
scheiden. Dies unterscheidet den Einsatz von Beteiligungsplattformen von der Nut-
zung anderer Web 2.0-Angebote wie Facebook oder Twitter, bei denen die Parteien
die Formatbedingungen der Kommunikation nicht steuern können, sondern diese
von den externen Anbietern bestimmt werden. Die Entscheidung über das „ob“ und
„wie“ des Einsatzes von gestaltbaren Systemen liegt bei der jeweiligen Parteifüh-
rung; hier müsste die beobachtete Professionalisierung und Zentralisierung der On-
line-Kommunikation innerhalb der Parteien greifen (Albers 2009).

Die Forschung hat sich über Jahrzehnte mit „Oligarchisierungsprozessen“ in Par-
teien auseinandergesetzt und herausgearbeitet, dass sich Parteiführungen („party in
central office“) gegenüber der innerparteilichen Basis („party on the ground“) ab-
gekoppelt, verselbstständigt und professionalisiert haben (Katz/Mair 2002). Dies
spricht dafür, dass die Parteiführungen kein Interesse an der Öffnung und Erweite-
rung von bestehenden Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen haben dürf-
ten, gingen ihnen dabei Machtpotenziale verloren. Deswegen steht zu vermuten,
dass Parteiführungen, solange sie über den innerparteilichen Einsatz von Web 2.0-
Tools entscheiden können, ihre Verwendung nur soweit zulassen, wie es auf der
Grundlage einer Kosten-Nutzen-Kalkulation naheliegt. Chadwick (2009) identifi-
ziert zahlreiche Faktoren, die in einer solchen Kalkulation berücksichtigt werden
und sich auf den Einsatz internetbasierter Anwendungen im politischen Kontext
auswirken können. Dazu gehört neben zeitlichen, finanziellen und personellen Res-
sourcen sowie – vor dem Hintergrund partizipativer Asymmetrien – Zweifeln an
der Repräsentativität der Teilnehmenden und der geäußerten Meinungen explizit
auch die Angst vor einem Kontroll- und Steuerungsverlust auf Seiten der politischen
Eliten.

Jenseits der Gewährleistung der Prozesssteuerung legt eine „rational choice“-
Perspektive die Sicherung der Ergebnisverarbeitung nahe. Es ist davon auszugehen,
dass die Parteiführung bei der Verarbeitung des Prozessergebnisses keine Automa-
tismen zulässt, sondern Korrektur- und Filtermechanismen einbaut.14 Dies erscheint
alleine deswegen naheliegend, als dass bei Online-Anwendungen immer wieder die
Gefahr der Manipulation von externer Seite diskutiert wird.

Sowohl aus Sicht der Medialisierungsthese als auch aus einer organisationstheo-
retischen Perspektive heraus lässt sich argumentieren, dass bestehende institutio-
nelle Strukturen, Akteurskonstellationen sowie die Eigenlogik des Anwendungs-

14 Siehe Jackson/Lilleker 2009, Stromer-Galley 2000 sowie Tedesco 2007.
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kontextes auf die Ausgestaltung und die Auswirkung von Beteiligungsverfahren in
Parteien Einfluss nehmen.15 Mithilfe eines Fallbeispiels sollen folgende zwei, nach
Phasen des Prozesses unterschiedene Thesen überprüft werden, die beide auf der
gleichen Grundvermutung der Festigkeit bestehender Parteihierarchien und insti-
tutioneller Strukturen basieren:

These 1: Während der Online-Phase wird aufgrund der Robustheit bestehender
Willensbildungs- und Entscheidungsstrukturen die Parteiführung beim innerpar-
teilichen Einsatz einer Partizipationsplattform die Prozesssteuerung behalten.
These 2: Nach der Online-Phase wird die Parteiführung die Steuerungskompe-
tenz über die Verarbeitung des Ergebnisses nicht aus der Hand geben.

Jede beobachtbare Abweichung von diesen Erwartungen könnte dahingehend ver-
standen werden, dass die verwendeten Tools eine robuste Eigenlogik haben, welche
die Instrumentalisierungsmöglichkeiten einschränkt. Die Eigenlogik des Mediums
stieße dann auf die Eigenlogik der Organisation.

Fallstudie: onlineantrag.spd.de

Als Gegenstand der Fallstudie dient der Einsatz der kollaborativen Internet-Platt-
form „onlineantrag.spd.de“16 durch die Sozialdemokratische Partei Deutschlands.
Vom 4. August bis zum 19. September 2011 hatten Mitglieder der SPD wie auch
Nichtmitglieder die Möglichkeit, sich auf einer Online-Plattform an der Formulie-
rung des Kapitels „Arbeit und Wirtschaft in der Digitalen Gesellschaft“ zu beteili-
gen, das Teil des Leitantrags „Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der Digitalen
Gesellschaft“ des SPD-Parteivorstands auf dem Bundesparteitag im Dezember 2011
sein sollte.

Die Fallstudie orientiert sich methodisch am Vorgehen anderer Fallstudien, die
online-basierte politische Beteiligungsprozesse analysiert und evaluiert haben.17

Wie bei Fallstudien üblich, wurde auch bei der vorliegenden Analyse ein Metho-
denmix aus inhaltsanalytischen Verfahren, teilnehmender Beobachtung und Inter-
views angewandt (Häder 2010).

Konkret wird wie folgt vorgegangen: Zunächst wird auf die Entstehung und die
Umsetzung des Online-Beteiligungsverfahrens eingegangen; dazu ist unter anderem

3.

15 Siehe hierzu Chadwick 2011 und 2009, Wiesendahl 2010, Ward/Gibson 2009, Sarcinelli 2004,
Mazzoleni/Schulz 1999.

16 Die Plattform basiert auf der angesprochenen Software „Adhocracy“ des Vereins Liquid Demo-
cracy e. V.

17 Beispielsweise Kubicek/Westholm 2010, Lilleker/Pack/Jackson 2010; ausführlich zur Methoden-
diskussion bei der Evaluation von Online-Beteiligungsprojekten Aichholzer/Westholm 2009,
Abelson/Gauvin 2006.
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eine Analyse der Plattformstrukturen im Hinblick auf Partizipations- und Interak-
tionsoptionen durchgeführt worden (Christman u. a. 2010; Wölk u. a. 2008). An-
schließend stellen wir dar, wie die Beteiligungsangebote auf der Plattform tatsäch-
lich genutzt wurden. In einem nächsten Schritt wird nachvollzogen, nach welchen
Entscheidungs-/Verfahrensregeln die Beiträge der Teilnehmenden für die Antrags-
formulierung verarbeitet und zu einem Ergebnis aggregiert wurden. Zusätzlich wird
inhaltsanalytisch untersucht (Lamnek 2005; Rössler 2010), welchen Anteil die On-
line-Diskussion am fertigen Antragskapitel einnimmt und wie sich die Beiträge der
Teilnehmenden im Antragskapitel widerspiegeln. Abschließend ist im Rahmen ei-
ner teilnehmenden Beobachtung (Häder 2010) erfasst worden, wie der Antrag in die
Beschlussverfahren des Parteitags integriert wurde. Die Ergebnisse der Analyse des
Beteiligungsverfahrens auf der Online-Plattform sowie der teilnehmenden Beob-
achtung werden durch Erkenntnisse aus leitfadengestützten Experteninterviews
(Blatter/Janning/Wagemann 2007) mit verantwortlichen Projektbeteiligten inner-
halb der SPD und Liquid Democracy e. V. ergänzt, die im Rahmen des Parteitags
geführt worden sind.18 Auf der Grundlage dieser Befunde sollen die beiden im
zweiten Abschnitt entwickelten Thesen diskutiert werden.

Entstehung und Umsetzung

Die Initiative des Online-Antrags steht in einem engen Zusammenhang mit der Or-
ganisationsreform der SPD, die ein Kernstück des Bundesparteitags im Dezember
2011 darstellte und im Rahmen derer die SPD die Beteiligungsmöglichkeiten für
Mitglieder, aber auch Nichtmitglieder auszuweiten plante (Klug 2012). Dieser ge-
planten Öffnung der Partei wollte man mit dem Online-Antrag auch nach außen ein
Gesicht geben.19 So beansprucht die Partei für sich, „jungen Menschen, die sich
nicht ortsgebunden in Gliederungen der Partei engagieren können oder wollen, so-
wie für Menschen, die nur themenbezogen in einer Partei mitarbeiten wollen, erst-
malig eine einflussreiche politische Partizipationsmöglichkeit über das Netz“ (Bü-
cker 2011: 16) geschaffen zu haben. Beteiligte Akteure innerhalb der Partei waren

a)

18 Es wurden drei Experten befragt. Auf Seiten der SPD-Parteizentrale wurde Tobias Nehren inter-
viewt, der als Mitarbeiter im SPD Newsdesk das Online-Antragsverfahren begleitet hat. Außerdem
wurde Daniel Reichert interviewt, der Mitbegründer und Vorstandsvorsitzender des Vereins Liquid
Democracy e. V. ist und den Einsatz von „Adhocracy“ für das Online-Antragsverfahren betreute.
Zusätzlich konnte ein Interview mit der Community Managerin der Plattform, Eva Breitbach, ge-
führt werden. Die Interviews wurden in digitaler Form aufgenommen und anschließend mit der
Software f4 transkribiert und im Hinblick auf wichtige Aussagen zu den Phasen der Fallstudie
analysiert.

19 Interview Nehren, SPD.
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als Antragssteller die Medienkommission beim Parteivorstand sowie das SPD-
Newsdesk des Parteivorstands,20 das in der Parteizentrale angesiedelt ist. Wenn also
in der Folge von „Parteiführung“ gesprochen wird, sind damit im Sinne der „party
in central office“ sowohl Vertreter der politischen Führung als auch Mitarbeiter der
Parteizentrale gemeint (Katz/Mair 1993; Bukow 2010).

Die Parteiführung wählte als Gegenstand für das online-basierte Beteiligungs-
verfahren ein netzpolitisches Thema – gerade auch vor dem Hintergrund der Erfolge
der Piratenpartei bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus.21 Vor dem Start
des Online-Antragsverfahrens organisierten die Verantwortlichen innerhalb der
Partei eine Auftaktveranstaltung, zu der Akteure aus der netzaffinen Berliner Grün-
derszene eingeladen wurden. So wurde versucht eine für das Antragsthema rele-
vante Zielgruppe für den Prozess zu mobilisieren, von der man sich Expertise und
Impulse für dieses für die Partei neue Thema erhoffte.22 Darüber hinaus wurden
auch die Parteimitglieder über die parteiinternen Kommunikationswege auf spd.de
sowie über den Youtube-Kanal der Partei („SPDvision“) über die Möglichkeit zur
Beteiligung am Online-Antragsverfahren informiert.

Technisch umgesetzt wurde die Online-Plattform „onlineantrag.spd.de“ auf Basis
der bereits angesprochenen Open-Source- und Social-Software Adhocracy, die für
den Einsatz in der SPD modifiziert wurde. Die Plattform verfügte in der für das
Online-Antragsverfahren verwendeten Version über drei Partizipationsmodi: Vor-
schläge erstellen und bearbeiten, Kommentieren sowie Abstimmen. Um aktiv am
Antragskapitel mitarbeiten zu können, war eine Registrierung auf „onlinean-
trag.spd.de“ erforderlich, allerdings war der Prozess auch für nicht-registrierte In-
ternet-Nutzer während der Online-Phase vollständig sichtbar. Bei der Registrierung
konnten die Nutzer wählen, ob sie ihren Klarnamen angeben oder unter einem
anonymen Benutzernamen firmieren wollten. Die Teilnehmer hatten außerdem die
Möglichkeit, persönliche Angaben sowie ein Foto einzustellen. Die Parteimitglied-
schaft wurde nicht abgefragt, ist von manchen Nutzern aber im persönlichen Profil
angegeben worden.

Für die Entwicklung von Vorschlägen wurden seitens der Organisatoren sechs
Leitfragen zum Themenkomplex „Arbeit und Wirtschaft in der Digitalen Gesell-
schaft“ entwickelt und auf der Plattform eingestellt. Über sogenannte „Beobach-

20 Das Newsdesk des SPD-Parteivorstands bezeichnet eine neu geschaffene, eigenständige Redakti-
on, die das 2010 neu konzeptionierte Partei- und Nachrichtenportal spd.de betreut (Bücker 2011).

21 Interview Nehren, SPD. Siehe auch den Artikel „Piraten im Umfragehoch. Strategie gegen den
Freibeuter-Angriff“ in der Zeitschrift Stern vom 10.4.2012 (www.stern.de/politik/deutschland/pir
aten-im-umfragehoch-strategien-gegen-den-freibeuter-angriff-1811664.html; Stand: 21.5.2012).

22 Interview Nehren, SPD. Siehe auch Pöttgen 2011.
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tungslisten“ war es den Teilnehmern möglich, per E-Mail oder Twitter-Mitteilung
über aktuelle Entwicklungen bei ausgewählten Vorschlägen oder über Aktivitäten
einzelner User informiert zu werden. Direkte Interaktionen zwischen den Nutzern
waren in Form von Nachrichten über die Plattform möglich. Zusätzlich wurde für
„onlineantrag.spd.de“ zum ersten Mal in einem Adhocracy-basierten Beteiligungs-
verfahren ein Community Management eingesetzt, um den Prozess auf der Plattform
zu begleiten.23 Als Community Managerin wurde eine Partei-Externe beauftragt,
die als Ansprechpartnerin auf der Plattform aufgetreten ist. Die Community Mana-
gerin war auch nach Abschluss der Onlinephase gemeinsam mit dem verantwortli-
chen Redakteur des SPD-Newsdesk an der Aggregation und Verarbeitung des Inputs
beteiligt.

Das Beteiligungsverfahren verlief in zwei Stufen: In der ersten Phase
(04.08.-13.9.2011) konnten die Teilnehmenden die seitens der Organisatoren vor-
gegebenen Leitfragen zum Themenkomplex des Antragskapitels kommentieren und
Vorschläge zur inhaltlichen Positionierung der Partei formulieren. In einer zweiten
Phase (13.09.-19.9.2011) fand die Abstimmung über die Vorschläge statt. Die Vor-
schlagsentwürfe mit den meisten Unterstützern sollten der Beschreibung auf „on-
lineantrag.spd.de“ zufolge in die Formulierung des Antrags einbezogen werden.

Nutzung24

Im analysierten Zeitraum vom 4.8.2011 bis zum 19.9.2011 haben sich 408 Teil-
nehmer registriert,25 welche die auf der Plattform angebotenen Partizipationsformen
der Vorschlagserstellung, Kommentierung und Abstimmung unterschiedlich stark
nutzten.

b)

23 Interview Daniel Reichert, Liquid Democracy e. V. Community Manager operieren als Schnitt-
stelle zwischen den Initiatoren von online-basierten Beteiligungsprozessen und den Teilnehmen-
den auf der Plattform und können einen wichtigen Faktor für den Erfolg online-basierter Beteili-
gungsprojekte darstellen, da sie die Kommunikation auf der Plattform begleiten und zum Beispiel
Fragen und Probleme der Teilnehmenden direkt beheben. Siehe auch Bundesverband Deutscher
Community Manager, www.bvcm.org/ (Stand: 22.5.2012).

24 Eine Befragung der Teilnehmenden auf „onlineantrag.spd.de“ war nicht möglich, sodass keine
Aussagen über die Teilnehmenden (Parteimitgliedschaft, Soziodemografie, Beteiligungsmotiva-
tion usw.) getroffen werden können.

25 Berücksichtigt wurden alle Teilnehmer mit dem Status „Wähler“. So wurden die Teilnehmer auf
der Plattform bezeichnet, die nicht zum Organisationsteam gehörten. Die Organisatoren wurden
als „Verwalter“ bezeichnet.
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Abbildung 1: Anzahl der Aktivitäten nach Partizipationsform
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Quelle: www.onlineantrag.spd.de, eigene Darstellung. 

 
Im Untersuchungszeitraum wurden von den Nutzern zu den sechs aufgeworfenen 
Leitfragen insgesamt 77 Vorschläge erstellt, zu denen wiederum 222 Kommentare 
abgegeben und 326 Abstimmungen vorgenommen wurden (vgl. Abb. 1). Bezieht 
man alle Aktivitäten auf der Plattform mit ein, also nicht nur solche, die sich auf die 
77 Vorschläge beziehen, sind es insgesamt 509 Kommentare und 1.214 
Bewertungen (Abstimmungen). Die Differenz bei den Abstimmungen ergibt sich 
daraus, dass auch Kommentare bewertet werden konnten. Die zusätzlichen 
Kommentare stammen aus der Rubrik „Diskussion“, innerhalb derer Fragen zum 
Prozess usw. diskutiert werden konnten.  

Bei der Verteilung dieser Aktivitäten auf die registrierten Teilnehmer fällt auf, 
dass eine Mehrheit von 66 Prozent (271 Nutzer) überhaupt nicht auf der Plattform 
aktiv war. Rund ein Drittel (125 Nutzer) hat mindestens eine und maximal zwei 
Partizipationsformen genutzt, während nur eine kleine Minderheit von drei Prozent 
(12 Nutzer) von allen drei Beteiligungsformen Gebrauch gemacht hat.  

Die Funktion, kollaborativ Vorschläge zu erarbeiten, wurde ebenfalls nur 
begrenzt genutzt. Die Entscheidung darüber, einen Vorschlag zur gemeinsamen 
Bearbeitung zu öffnen, oblag denjenigen Nutzern, die diesen erstellt hatten. 
77 Prozent der Vorschläge waren erst gar nicht für die gemeinsame Bearbeitung auf 
der Plattform freigegeben. Die übrigen waren für die gemeinsame Bearbeitung 
geöffnet, allerdings wurden nur vier Vorschläge tatsächlich von mehreren Benutzer 
weiterentwickelt. 

 
c) Verarbeitung 
 

Quelle: www.onlineantrag.spd.de, eigene Darstellung.

Im Untersuchungszeitraum wurden von den Nutzern zu den sechs aufgeworfenen
Leitfragen insgesamt 77 Vorschläge erstellt, zu denen wiederum 222 Kommentare
abgegeben und 326 Abstimmungen vorgenommen wurden (vgl. Abb. 1). Bezieht
man alle Aktivitäten auf der Plattform mit ein, also nicht nur solche, die sich auf die
77 Vorschläge beziehen, sind es insgesamt 509 Kommentare und 1.214 Bewertun-
gen (Abstimmungen). Die Differenz bei den Abstimmungen ergibt sich daraus, dass
auch Kommentare bewertet werden konnten. Die zusätzlichen Kommentare stam-
men aus der Rubrik „Diskussion“, innerhalb derer Fragen zum Prozess usw. disku-
tiert werden konnten.

Bei der Verteilung dieser Aktivitäten auf die registrierten Teilnehmer fällt auf,
dass eine Mehrheit von 66 Prozent (271 Nutzer) überhaupt nicht auf der Plattform
aktiv war. Rund ein Drittel (125 Nutzer) hat mindestens eine und maximal zwei
Partizipationsformen genutzt, während nur eine kleine Minderheit von drei Prozent
(12 Nutzer) von allen drei Beteiligungsformen Gebrauch gemacht hat.

Die Funktion, kollaborativ Vorschläge zu erarbeiten, wurde ebenfalls nur be-
grenzt genutzt. Die Entscheidung darüber, einen Vorschlag zur gemeinsamen Be-
arbeitung zu öffnen, oblag denjenigen Nutzern, die diesen erstellt hatten. 77 Prozent
der Vorschläge waren erst gar nicht für die gemeinsame Bearbeitung auf der Platt-
form freigegeben. Die übrigen waren für die gemeinsame Bearbeitung geöffnet,
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allerdings wurden nur vier Vorschläge tatsächlich von mehreren Benutzer weiter-
entwickelt.

Verarbeitung

Nachdem die Diskussions- und Abstimmungsphase auf der Plattform beendet war,
lag die Verarbeitung des online-generierten Inputs in ein abstimmungsfähiges An-
tragspapier wieder bei den Organisatoren, also dem Parteimanagement unter Mit-
hilfe der Community Managerin. Auf diesen Verarbeitungsprozess hatten die On-
line-Teilnehmer nur einen geringen Einfluss: Während der Abstimmungsphase
konnte die „Community“ zwar die Vorschläge unterstützen. Doch gerade in der
darauf folgenden wichtigen Phase zeigte der Prozess Inkonsistenzen: Bevor die
Verarbeitung der 77 Vorschläge erfolgte, wurden diese durch das Community Ma-
nagement mit dem Status „angenommen“ (25 Vorschläge), „abgelehnt“ (8 Vor-
schläge) oder „nicht zum Thema/anderes Thema“ (42 Vorschläge) eingestuft (siehe
Tab. 1). Der Status eines jeweiligen Vorschlags war dabei zwar für alle Teilneh-
menden in der Übersicht sowie der Einzelansicht der Vorschläge sichtbar, dagegen
war nicht transparent, nach welchen Kriterien die Einordnung durch das Community
Management erfolgt war. So erhielten sechs Vorschläge trotz Bezugs zum Rah-
menthema des Antrags und mehrheitlicher Zustimmung den Status „abgelehnt“.
Dennoch wurde wiederum einer dieser Vorschläge in das Antragskapitel aufge-
nommen.
Tabelle 1: Einordnung der Vorschläge durch Teilnehmer und Community Management

 
Abstimmung durch Teilnehmer

Ge-
samt

Zustim-
mung

Ableh-
nung

Ausgewo-
gen

Status durch Community Manage-
ment

„angenommen“ 24 0 1 25

„abgelehnt“ 6 0 2 8

„anderes Thema“ 21 5 16 42

kein Status zugewie-
sen

0 0 2 2

Gesamt 51 5 21 77

Quelle: onlineantrag.spd.de, eigene Darstellung.

Insgesamt wird im Antragskapitel auf 19 der 33 thematisch passenden Vorschläge
der Online-Diskussion verwiesen. Über diese 19 Vorschläge hinaus hatten zwölf
weitere Vorschläge die mehrheitliche Zustimmung der Teilnehmer erhalten, wurden

c)
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aber nicht in das Antragskapitel aufgenommen. Nach welchen Kriterien die 19
Vorschläge ausgewählt worden sind, ist nicht unmittelbar ersichtlich.

Der inhaltsanalytische Vergleich des auf der Plattform erzeugten Inputs mit dem
vorgelegten Antragskapitel erbringt weitere aufschlussreiche Befunde. Um zu er-
mitteln, inwieweit sich die auf der Plattform erarbeiteten Vorschläge tatsächlich im
fertigen Antragskapitel wiederfinden, ist zunächst der quantitative Anteil des on-
line-erstellten Inputs an dem im Rahmen des Parteitags zur Abstimmung vorgeleg-
ten Antragskapitel ermittelt worden. Demnach sind rund 18 Prozent des Antrags-
kapitels an den Input der Online-Diskussion angelehnt. Die 19 übernommenen Vor-
schläge finden sich dabei mit unterschiedlich starkem Abstraktionsniveau im An-
tragskapitel wieder. Während sechs Vorschläge wörtlich übernommen wurden,
weisen sieben einen sinngemäßen Bezug und sechs Vorschläge einen sehr abstrak-
ten Bezug zum online erstellten Vorschlag auf; die integrierten Vorschläge wurden
also mehrheitlich redaktionell bearbeitet.
Tabelle 2: Ver-/Bearbeitung der als thematisch passend eingestuften Vorschläge

Art der Übernahme in den Antrag Häufigkeit Prozente

wörtliche Übernahme 6 18,2

sinngemäßer Bezug 7 21,2

sehr abstrakter Bezug 6 18,2

nicht übernommen 14 42,4

gesamt 33 100

Quelle: onlineantrag.spd.de, eigene Darstellung.

Verabschiedung

Nach Abschluss der Online-Phase wurde das Antragskapitel auf „onlinean-
trag.spd.de“ und auf „spd.de“ veröffentlicht. Damit war der internetbasierte Betei-
ligungsprozess abgeschlossen. Das Antragskapitel war als Teil des Leitantrags
„Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der Digitalen Gesellschaft“ des Partei-
vorstands an die Antragskommission des Bundesparteitags übergeben worden, die
den Delegierten die Annahme des Antrags mit einer Änderung empfohlen hatte.26

Erarbeitet wurde der Leitantrag von der Medienkommission des Parteivorstands.
Aus formalen Gründen fungierte allerdings der Parteivorstand als Antragssteller.

d)

26 Diese betraf allerdings nicht das online erstellte Kapitel. Die Änderung der Antragskommission
bezog sich auf Formulierungen im zweiten und vierten Kapitel des Leitantrags, vergleiche An-
tragsbuch zum Bundesparteitag 2011, S. 410 und 419.
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Somit durchlief der Antrag den im Organisationsstatut der SPD festgelegten Weg
eines Antrags an den Bundesparteitag (§ 18 SPD-Organisationsstatut, Stand: De-
zember 2011).

Der Leitantrag wurde am zweiten Tag des Parteitags, am Montag den 5. Dezem-
ber 2011, gegen 12:55 Uhr im Antragsbereich M (Medien- und Kulturpolitik) durch
Björn Böhning, den Leiter des Gesprächskreises Netzpolitik der SPD, eingebracht.
Anschließend sprachen Valentina Kerst, Leiterin des Forums Netzpolitik der SPD
Köln, Mathias Richel als Vorstandsvorsitzender des Zentrums für digitalen Fort-
schritt D-64 sowie Matthias Groote (MdEP). Abgeschlossen wurde die Beratung
durch die Rede von Alexander Schweitzer, der für die Antragskommission sprach.
Gegen ca. 13:15 Uhr wurde über die Anträge aus dem Antragsbereich M abge-
stimmt.27 Der Leitantrag „Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der Digitalen
Gesellschaft“ wurde als Beschluss Nr. 36 einstimmig angenommen.

Auf dem Parteitag selbst wurde das Online-Antragsverfahren explizit themati-
siert, etwa in der Einbringungsrede von Björn Böhning:

„Dieser Antrag […] ist ein gelebtes Zeichen der Öffnung der Partei. […] An
der Erstellung dieses Antrags waren sicher mehr Genossinnen und Genossen
und auch Nichtmitglieder beteiligt, mehr als an jedem anderen Antrag, der
Euch in diesem Antragsbuch vorliegt. […] Dieser Antrag ist der demokra-
tischste des Parteitags.“28

Dieser normative Topos wurde in der Beratung des Antrags ein weiteres Mal auf-
gegriffen, von Matthias Groote, MdEP: „Mehr Demokratie wagen 2.0! Das Expe-
riment ist gelungen!“29

Eine im Rahmen des Parteitags durchgeführte Delegiertenbefragung30 zeigt wie-
derum, dass die Teilnehmer des Parteitags das besondere Antragsverfahren zuvor
nicht wahrgenommen hatten und diesem keinen höheren Stellenwert als dem regu-
lären Verfahren einräumten. 78,5 Prozent der Befragten haben erstmalig auf dem
Parteitag von dem Online-Verfahren gehört. Die Mehrheit der Befragten spricht

27 Live-Ticker zum SPD Parteitag, www.spd.de/aktuelles/Parteitag_2011/21630/20111205_spd_par
teitag_liveticker_zweitertag.html (Stand: 22.5.2012).

28 SPDvision, www.youtube.com/watch?v=2kA2X-hcdxU&feature=plcp (Stand: 15.5.2012).
29 SPD Parteitag, www.spd.de/aktuelles/Parteitag_2011/21652/20111205_antrag_netzpolitik_partei

tag.html (Stand: 15.5.2012).
30 Im Rahmen einer durch das Institut für deutsches und europäisches Parteienrecht und Parteienfor-

schung (PRuF) der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf durchgeführten Delegiertenbefragung
zur Organisationsreform der SPD auf dem Berliner Parteitag wurden auch Fragen zum SPD Online-
Antragsverfahren gestellt. Befragt wurden alle 525 auf dem Parteitag anwesenden Delegierten,
inklusive der Mitglieder des Parteivorstands. Die Rücklaufquote lag bei 26 Prozent.
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einem in einem Online-Verfahren erstellten Antrag keine höhere Bedeutung zu. Nur
acht Prozent geben an, dass die Aussage „Ein online diskutierter Antrag hat für mich
mehr Gewicht als andere Anträge“ „voll und ganz“ oder „eher“ zutreffe (vgl. Tab. 3).
Tabelle 3: Bewertung des Online-Antragsverfahrens durch die Delegierten (Itemformulie-
rung: „Ein online diskutierter Antrag hat für mich mehr Gewicht als andere Anträge.“)

 Häufigkeit Prozente

Gültig

trifft voll und ganz zu 4 2,9

trifft eher zu 11 8,0

teils-teils 16 11,7

trifft eher nicht zu 56 40,9

trifft überhaupt nicht zu 50 36,5

Gesamt 137 100,0

Quelle: PRuF-Delegiertenbefragung.

Positiver bewerten die befragten Delegierten allerdings die Möglichkeit, über On-
line-Verfahren auch Nichtmitglieder an Antragsdiskussionen zu beteiligen (vgl.
Tab. 4); immerhin fast 40 Prozent begrüßen diese Option.
Tabelle 4: Bewertung der Einbindung von Nichtmitgliedern durch das Online-Verfahren
(Itemformulierung: „Ich finde es gut, dass über das Online-Verfahren auch Nichtmitglieder
beteiligt werden können.“)

 Häufigkeit Prozente

Gültig

trifft voll und ganz zu 16 11,8

trifft eher zu 51 37,5

teils-teils 37 27,2

trifft eher nicht zu 18 13,2

trifft überhaupt nicht zu 14 10,3

Gesamt 136 100,0

Quelle: PRuF-Delegiertenbefragung.

Insgesamt zeigen die Ergebnisse der Delegiertenbefragung, dass das positive
Framing des Online-Antragsverfahrens durch eine differenziertere Wahrnehmung
des Prozesses aufseiten der Parteitagsdelegierten empirisch ergänzt werden muss.
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Diskussion

Zu Beginn wurden auf der Grundlage theoretischer Erwägungen zwei Erwartungen
an den Einsatz von internetbasierten Beteiligungsplattformen in Parteien abgeleitet,
die nun auf der Grundlage der Ergebnisse der Fallstudie diskutiert werden können.
Beide Thesen gingen davon aus, dass die Parteiführungen als rationale Akteure in-
ternetbasierte Partizipationsverfahren nur so einsetzen, dass sie die Kontrolle über
Prozess und Ergebnis behalten können.

These 1: Während der Online-Phase wird aufgrund der Robustheit bestehender
Willensbildungs- und Entscheidungsstrukturen die Parteiführung beim innerpar-
teilichen Einsatz einer Partizipationsplattform die Prozesssteuerung behalten.

In dem untersuchten Fall des SPD-Online-Antrags ist der Einsatz des Tools von der
Parteiführung sowohl veranlasst als auch kontrolliert worden. Die Initiative für die
Verwendung der Plattform ging von der Parteiführung aus. Die Adhocracy-Soft-
ware wurde für die Verwendung angepasst, insbesondere durch die Installation eines
Community Managements: In seiner Standardversion beruht Adhocracy auf dem
Prinzip der „Selbstverwaltung“31 und verzichtet auf Formen der Moderation. Die
Reichweite und Entscheidungsmacht des Community Managements zeigt sich ins-
besondere bei der Einordnung der Vorschläge auf der Plattform als thematisch pas-
send oder unpassend. Des Weiteren wurden sowohl in der Auswahl des zu erstel-
lenden Antragskapitels als auch in Form der Leitfragen, zu denen Vorschläge ent-
wickelt werden konnten, thematische Vorgaben oder Engführungen seitens der Ini-
tiatoren gemacht. Die Beteiligung fand auf der Grundlage von „top down“-Vorga-
ben und unter einer „top down“-Prozessleitung statt. Außerdem wurde zwar das
fertige Antragskapitel nach Abschluss der Online-Phase auf der Plattform einge-
stellt, eine abschließende Diskussion des Kapitels unter Einbeziehung der Online-
Teilnehmer wurde allerdings nicht ermöglicht. Die Online-Willensbildung und Off-
line-Entscheidungsfindung waren nicht unmittelbar, sondern nur über das „party in
central office“ verknüpft.

These 2: Nach der Online-Phase wird die Parteiführung die Steuerungskompe-
tenz über die Verarbeitung des Ergebnisses nicht aus der Hand geben.

Auch bei der Ergebnisverarbeitung sind die Bemühungen der Parteiführung evident,
die Kontrolle zu behalten. Im konkreten Fall wurde die Verarbeitung des Ergebnis-
ses in drei Hinsichten gesteuert:
a) Die erste Einschränkung fand bereits im Vorfeld durch die Auswahl des Anwen-
dungsgebiets des Verfahrens statt. Genutzt wurde dieses zur Erarbeitung von le-

4.

31 www.adhocracy.de/_pages/about/uber-adhocracy (Stand: 15.5.2012).
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diglich einem Antragskapitel eines Leitantrages, der auf dem Parteitag nicht die
zentrale Rolle gespielt hat, welcher vielmehr von europapolitischen Debatten sowie
der geplanten Parteireform beherrscht wurde (Höll 2011). Der Antrag und das Ver-
fahren spielten für die Delegierten des Parteitags eine nachgeordnete Rolle. Zudem
beinhaltete der Leitantrag mit seinem online-generierten Kapitel keine konkreten
Policy-Forderungen, sodass er keine unmittelbare Bindungskraft auf die Entschei-
dungsprozesse der Partei in den Parlamenten zeitigte.
b) Die zweite Einschränkung betrifft die Übernahme der Online-Vorschläge für den
Leitantrag. Dieser Selektionsschritt folgte keinen erkennbaren Regeln außer dem
Kriterium der thematischen Passgenauigkeit der Vorschläge für den Leitantrag:
Vorschläge, die sich inhaltlich vom Thema des Leitantrags entfernt hatten, wurden
nicht berücksichtigt. Welche der thematisch passenden Vorschläge übernommen
wurden, lag in der Entscheidung der Plattformmoderatoren; es gab keinen objekti-
ven Algorithmus (z. B. Anzahl der Unterstützungen, Kommentare oder Argumen-
tationsstruktur), auf dessen Grundlage die Auswahl der Vorschläge vorgenommen
wurde.
c) Die dritte Einschränkung bezieht sich auf die konkrete Verarbeitung der ausge-
wählten Vorschläge. Nur ein Drittel der online-entwickelten Beiträge wurde nahezu
wörtlich in den Leitantrag eingebaut, ein Drittel wurde paraphrasiert und beim letz-
ten Drittel lässt sich der Bezug zwischen Online-Beitrag und entsprechender Stelle
im Leitantrag kaum ausmachen. Dabei ist diese Einschränkung auch in der Funk-
tionalität begründet: Eine redaktionelle Bearbeitung der Vorschläge war erforder-
lich, allein um den formalen Ansprüchen an einen Antrag an den Bundesparteitag
zu genügen.

Die beiden eingangs aufgestellten Erwartungen sind somit bestätigt worden: Die
Parteiführung hat den Prozess als „top down“-Verfahren aufgezogen und die Steue-
rungsfähigkeit über den Verlauf und die Ergebnis(-verarbeitung) in der Hand be-
halten. Insofern wirkt das Partizipationsprojekt prima vista als „Spielwiese“, die auf
dem Parteitag als demokratische Errungenschaft dargestellt wurde, die aber an-
scheinend in ihrer Durchführung an den innerparteilichen Hierarchien nichts geän-
dert hat.
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Fazit und Perspektiven

Das Fallbeispiel bestätigt die Vermutung, dass (etablierte) Parteien internetbasierte
Partizipationsplattformen nach der „top down“-Logik in bestehende Strukturen ih-
rer Willensbildung einbinden. Dies spricht für die Valenz der Instrumentalisie-
rungsthese.

Gleichwohl greift dieser Befund zu kurz; auch für die Partizipationsthese lassen
sich innerhalb des ausgewählten Falles Hinweise dort finden, wo „bottom up“-Po-
tenziale zumindest aufgeleuchtet sind. Zunächst betrifft dies die Möglichkeiten der
Mitglieder, auf einen Leitantrag eines Parteitages einzuwirken. Laut SPD Organi-
sationsstatut32 sind bislang auf Bundesebene Organisationsgliederungen (Ortsver-
eine, regionale Zusammenschlüsse), Arbeitsgemeinschaften und -kreise, Themen-
foren, nahestehende Organisationen (auf Bitte der Partei) und der Parteivorstand
antragsberechtigt. Mithilfe des Online-Verfahrens konnten Mitglieder jenseits ihrer
Zugehörigkeit zu einer regionalen oder funktionalen Parteigliederung an der Aus-
gestaltung eines Parteitagantrags mitwirken.

„Bottom up“-Potenziale sowie neue Linkage-Optionen liegen auch in der fakti-
schen Öffnung des Antragsverfahrens für Nichtmitglieder. Die Teilnehmenden wa-
ren anonym, sodass nicht erkennbar war, wer Mitglied der SPD war und wer Sym-
pathisant – oder möglicherweise sogar einer anderen Partei nahestand und
-steht.33 Nichtmitglieder konnten wie die regulären Parteibuchinhaber gleichbe-
rechtigt im Prozess mitwirken, Vorschläge entwickeln, kommentieren und abstim-
men. Die Trennlinie zwischen Mitglied und Nichtmitglied ist im Online-Verfahren
aufgehoben, insbesondere weil das Prinzip der Anonymität beibehalten worden ist.
Die Verwendung solcher Plattformen stärkt somit den „friends“-Sektor der Parteien
(Marschall 2012). Damit lässt sich dieses Verfahren in die Organisationsreform der
SPD einordnen, die darauf zielte, die Partizipationsmöglichkeiten für die Mitglieder,
aber auch für die Sympathisanten zu stärken.

Auf den zweiten Blick ist also das Maß an Mitsprache, das die Partei den Usern
im Rahmen des Online-Antrags eingeräumt hat, durchaus bemerkenswert. Diesem
Angebot der Partei stand freilich eine nur begrenzte Nachfrage seitens der Nutzer
gegenüber. Die Partizipationsrate war vergleichsweise gering. Zudem wurden die
kollaborativen Beteiligungstools nur sehr zurückhaltend verwendet. Die ungleiche

5.

32 SPD-Organisationsstatut, www.spd.de/linkableblob/1852/data/Organisationsstatut.pdf (Stand:
7.3.2012).

33 Ob durch den Verzicht auf die Verpflichtung von Klarnamen die diskursive Qualität leidet oder
gewinnt, ist umstritten. Eine Klarnamenpflicht kann sich außerdem auch auf die Beteiligungsbe-
reitschaft auswirken (u. a. Baek/Wojcieszak/Delli Carpini 2012).
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Verteilung der User auf die Partizipationsformen entspricht jedoch der in Anlehnung
an Nielsen (2006) gängigen Aufteilung von Nutzergruppen von Social Media-An-
geboten in „aktive“, „reaktive“ und „passive“ Nutzer (Michelis/Schildhauer 2012).
Dabei spielen hier sicherlich auch die Charakteristika des Politikfelds und die vor-
sichtige Mobilisierung für den Online-Antrag eine Rolle. Schließlich: Da dieses
Verfahren erstmalig in der SPD Verwendung gefunden hat, stieß das Angebot der
Parteiführung (noch) nicht auf eine eingespielte Online-Partizipationskultur. Das
könnte sich bei einer wiederholten Verwendung online-basierter Beteiligungsplatt-
formen innerhalb der Partei merklich ändern.

Eine weitere Begrenzung der Aussagekraft der Befunde liegt in der Besonderheit
des Falls. Es wurde der Einsatz eines solchen Tools bei einer traditionellen Mit-
gliederpartei thematisiert. Dass die Befunde bei der Piratenpartei und ihrer spezi-
ellen Form der Anwendung von internetbasierten Plattformen anders ausgefallen
wären, ist evident. Dort wurde der Bundesparteitag in Offenbach, der fast zeitgleich
zum SPD-Parteitag im Dezember 2011 stattfand, durchweg online-basiert vorbe-
reitet und begleitet. So hielt beispielsweise das Wiki der Piratenpartei eine „An-
tragsfabrik“ bereit, in der Anträge an den Bundesparteitag im Vorfeld diskutiert und
bearbeitet werden konnten.34 Außerdem konnten Mitglieder, die bei den Piraten alle
ausnahmslos antragsberechtigt sind, auf der „LiquidFeedback“-Plattform der Partei
Antragsentwürfe mit anderen Mitgliedern abstimmen, um etwa Dopplungen von
Anträgen zu vermeiden oder um bereits im Vorfeld innerhalb der Partei zu testen,
wie aussichtsreich ein Antrag ist.35 Fertige Anträge konnten über ein Online-An-
tragsportal oder per Mail an die Antragskommission übermittelt werden.36

Die etablierten Parteien sind durch die Form der Einbindung solcher Plattformen
insbesondere seitens der Piratenpartei unter Druck gesetzt worden (Bieber 2011 a;
Hensel 2011). Aufgrund der bislang positiven Wahrnehmung internetvermittelter
Partizipationsprojekte ist davon auszugehen, dass zukünftig vermehrt solche Ver-
fahren im politischen Prozess eingesetzt werden.

Bei zunehmender innerparteilicher Verwendung werden die internetbasierten
Beteiligungsplattformen eine Robustheit entfalten, die eine bloße Instrumentalisie-
rung seitens der Parteizentralen unwahrscheinlich macht. Online-Tools bringen eine
eigene „Medienlogik“ mit sich und entwickeln dabei eine eigene Dynamik, die sich
einer umfassenden Steuerung durch die Parteiführung entzieht. So lassen sich zum

34 Antragsfabrik der Piratenpartei, wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2011.2/Antragsfabrik
(Stand: 15.5.2012).

35 „LiquidFeedback“-Plattform der Piratenpartei, www.lqfb.piratenpartei.de/ (Stand: 15.5.2012).
36 Antragsportal der Piratenpartei, www.wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2011.2/Antragspor

tal (Stand: 15.5.2012).
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Beispiel die Diskursverläufe und Themensetzungen nicht vollständig kontrollieren,
was mitunter dazu führen kann, dass in Beteiligungsverfahren Positionen entwickelt
werden, die der Programmatik einer Partei entgegenstehen. In diesem Prozess wer-
den auch die Dienstleister, die derartige Tools (weiter)entwickeln und bereitstellen,
zu Akteuren, die Einfluss ausüben können, weil sie letzten Endes über die machtres-
sourcenrelevanten Algorithmen und Formate dieser „Medien“ mitentscheiden.

Angesichts der sich vermutlich ausweitenden Verfahren entsteht hier ein neues
und relevantes Untersuchungsfeld für sozialwissenschaftliche Forschung; eine (ver-
gleichende) Analyse weiterer Fälle kann Hinweise darauf geben, ob Instrumentali-
sierungs- oder Partizipationstendenzen zu verzeichnen sind und wie stark – kon-
textbedingt – die Eigenlogik des Formates ist. Ein Desiderat ist neben der Auswei-
tung von Inhaltsanalysen und Fallstudien eine genauere Untersuchung der Teilneh-
merschaft an solchen Prozessen. Dabei gilt es insbesondere zu analysieren, inwie-
weit eine Einbindung bislang nicht aktiver Personen in politischen Prozessen oder
nur die Vertiefung bestehender innerparteilicher Partizipationsungleichgewichte zu
beobachten ist, das heißt sich möglicherweise an diesen Verfahren nur diejenigen
beteiligen, die ohnehin zu den partizipationsstarken Personen (innerhalb der Par-
teien) gehören. Diese Problematik wird in der Kontroverse zwischen der Mobili-
sierungs-, Normalisierungs-, oder Abkehrthese diskutiert.37

Erst eine solche Analyse der Nutzerschaft ermöglicht Rückschlüsse auf die Fä-
higkeit dieser Tools, die Linkage-Probleme der Parteien zu lösen. Von ihrer Anlage
her scheinen derartige Beteiligungsplattformen durchaus das Potenzial für eine
dichtere Verkopplung von Parteielite und Parteibasis, aber auch für die Öffnung der
Parteien in den Bereich der Nichtmitglieder zu bieten.
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